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B e g r ü n d u n g 

zum Bebauungsplan Nr. 33 Ader Stadt Schleswig betreffend das 

Gebiet Alter Garten. 

1) Entni�klung_dee_Bebauun�sulanes

b) Veranlassun5_zur_Aufstellung_des_Bebauun�sulanes

Die Aufstellung des vorlieg�nden B.-Planes wurde erforderlich

weil die Verlagerung des Stadtgasbehälters aus dem Bereich�

Halbinsel Alter Garten die letzte Teileinrichtung der bishel

gewerblich genutzten Fläche beseitigte und an dieser exponio1•

ten stelle ein städtebauliches Vakuum hinterließ. Gegeben du ,

den wachsenden Bedarf an Ferien- und Freizeitstätten im nord­

deutschen Raum liegt es im Intei·esse progressiver Stadtpl1rnt1l, 

iw Bereich der Stadt Schleswig neben Strukturverbesserung auf

dem gewerblichen Sektor auch die Ausweisung geeigneter Grund­

stücke auf dem Gebiet der Freizeitgestaltung voranzutreiben

Die bisherige Aus\/eisung der Flächen des o, g. Gebietes als 

Gewerbegebiet bzw. Reines Wohngebiet steht den gewünschten 

Planvorstellungen von der Errichtung eines Ferienzentrums an 

der Schlei (Mischgebiet) entgegen. 

b) Rechts�rundla�en
--- ·----------..-.-

Der gemäß§ 173 (3) des BBauG übergeleitete Baugebiete- und

Bauklassenplan der Stadt Schleswig vom 15. 6. 1961 gilt als

Bebauungsplan für dieses Gebiet.

Die Ratsversammlung beschloß am 8. 2. 1965 die Aufstellung 

ein�s Bebauungsplanes Nr. 33. Am 23. 2. 1970 folgte der Tei­

lungsbeschluß 1 der den Geltungsbereich des B.-Planes Nr. 33 

in die B.-Pläne Nr. 33 A - 11ter Garten - und 33 B - Ausbau 

Callisenstraße - teilte und den Geltungsbereich des B,-rlanes 

Nr. 33 A auf die �stlich angrenzenden Schleiflächen erweite· 

2 





3 

Die Bedeutung dieses in exponierter Lage liegenden Geländes 

wird durch seine Verwendung in den vergangenen Jahrhunderten 

unterstrichen. Anfangs als barocke Gartenanlage des Schlosses 

Gottorf angelegt wurde sie später in einen Englischen Garten 

umgestaltet. 

Mit de;wechselnden Nutzung des Schlosses im 19. Jahrhundert 

und der sozialen Strukturwandlung durch die sich entwickelnde 

Industrie errichtete man auf diesem Gelände ein Gaswerk und 

Wohnbauten. Die Notl'lendigkeit einer E:rhöhung der Gasbehälter­

kapazität führte zum Beschluß einer Verl5.;,gerung und ergab den 

Anstoß für die gegenwärtige Planung, 

,i(..f 
Schwerpunkt des neuen Ferienzentrums ist ein ü-geschossiges 

Hochhaus als weitere städtebauliche Dominante in die Gesamt­

silhouette der Stadt maßstäblich einzuordnen unter BerUcksich­

tig�ng von Dom und Schloß Gottorf als Strahlungspunkte. 

In der Gesamtanlage werden ca. 240 Wohnungen, ein Hotel mit 

60 - 90 Betten und Restaurant, eine Schwimmhalle mit Sauna 

und Solarium, eine Bootshalle mit Werft und Clubgeschoß 1 ver­

schiedene Läden und notwendige Gemeinschaftsstellplätze und 

Garagen untergebracht. Bootsstege für 400 Segel- und Motor­

boote, Spielpllitze für Boccia, Minigolf usw. und Grünanlage 

mit Kinderspielpltitzen ergänzen die Gesamtanlage zum maritimen 

Ferienzentrum. Die Erschließung des Gebietes erfolgt Uber die 

ausgebaute Cnllisenstraße (B.-Plan Nr. 33 B) mit kurzer Anbin­

dung über die Gottorfstraße und An- und Abfahrt von der E 3 

bzw. Stadtmitte. Das Ferienzentrum ist in das geplante Wege­

netz des inneren Schleibeckens mit einbezogen. 
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8) Fernsprechanlagen

Für die Fernsprechanschlüsse an das Netz der Bundespost werden

die erforderlichen Leitungen von der Bundespost verlegt •

9) Maßnahme-n _zur_ Ordnun�-des .. Grund_ und_ Bodens

Mehr als 5/6 der vorhandenen Landfläche, nHmlich die Flurstücke

1/3, 1/5, 1/6, 1/9, 3/10 der Flur 31 und die Hälfte der Wasser­

flHche, nämlich die Flurstücke 2/9 (Teilflüche), 2/11 der Flur 1

sind Eigentum der Stadt Schlesnig und werden an den Bauträger ver­

kouft. Eine ca, 2.500 qm große Fläche, nämlich die Flurstücke

3/3 (teilweise), 3/4, 3/5, 3/6 der FJ ur 31 ,, ist zur Zeit noch

mit ge\'/erblich genutzten Gebäuden bebaut und muß vo111 Bauträger

von Privateigentümern erworben werden. Die ca, 26.000 qm große

östliche Hälfte der WasserflRche ist Eigentum des Landes Schles­

wig-Holstein (Teilfläche des Flurstücks 2/10 der Flur 1). Die

Stadt Schlesnig bemüht sich um einen Ankauf dieser Fläche und

wi�d sie dem Bauträger zu Erbbaurecht überlassen. Für an den

Wasserflächen bestehende Rechte muß Wertausgleich geschnffen wer­

den. Durch Uferbegradigung und Befestigung, ferner durch Ausbau

der geplanten Hafenanlagen mittels lrdmassen aus dem Bodenaustau�ch

verfahren ergibt sich eine Vergrößerung der zu beplanenden Grund­

st�c�sfläche um ca. 3500 qm auf 17,000 qm.

10) Luft3chutzmaßnahmen

11) 

12) 

-------------------

Art und Umfang der baulichen Luftschutzmaßnahme werden durch

Sondel;'bestimmungen geregelt.
-...Jännbe :1_äs t iii;unp;

Es ist mit erheblichen :ärmbelästigungen durch
.Flugtetrieb zu. rechneno 11 
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Die Erschließung der verkehrsflächen innerhalb des
Plangebietes erfordert einen Kostenaufwand von ca"
800.000,-- DMo
Der 1 Of6-ige Kostenantei 1 der Stadt Schles\vig be-
trägt 80.ooci.-- DM. 11 
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